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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (1 1 . Ausschuß) 


a) zu dem Gesetzentwurf des Bundesrates 
— Drucksache 12/1985 — 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 
(AFG-Änderungsgesetz) 


b) zu dem Antrag der Abgeordneten Gerd Andres, Hans Büttner (Ingolstadt), 
Konrad Gilges, Günther Heyenn, Renate Jäger, Regina Kolbe, 

Ulrike Mäscher, Jutta Müller (Völklingen), Adolf Ostertag, Manfred Reimann, 
Renate Rennebach, Ottmar Schreiner, Hans-Eberhard Urbaniak, 

Barbara Weiler, Dr. Peter Struck, Hans-Ulrich Klose und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 12/2212 — 


Sofortmaßnahmen zur Arbeitsmarktpolitik 


A. Problem 

a) Zwei der in dem Gesetzentwurf angesprochenen Probleme sind 
bereits durch gesetzgeberisches Handeln bzw. Zeitablauf erle- 
digt: Die Zusammensetzung des Verwaltungsrates der Bundes- 
anstalt für Arbeit ist im Sinne auch des Bundesrates geregelt. 
Die Regelung des § 63 Abs. 5 Arbeitsförderungsgesetz (DDR) 
über die besonderen Kurzarbeitergeldregelungen ist zum 
31. Dezember 1991 ausgelaufen und deshalb nicht mehr verlän- 
gerbar. 

Die Zahlung von Unterhaltsgeld bei der Teilnahme an einer 
Fortbildungsmaßnahme dient nach dem Lohnersatzprinzip dem 
Ausgleich des entfallenden Arbeitsentgelts. Artikel 1 Nr. 3 des 
Gesetzentwurfs des Bundesrates sieht demgegenüber die vom 



Drucksache 12/2922 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


ehemahgen Arbeitsentgelt unabhängige Zahlung eines fixen 
Unterhaltsgeldes von 800 DM vor. 

b) Die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt ist immer noch besorg- 
niserregend. Dies erfordert eine weitere Verstärkung der För- 
derung von Frauen, schwer vermittelbaren Arbeitskräften und 
Langzeit arbeitslosen durch adäquate Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen sowie Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen. 
Die spezielle Altersübergangsgeldregelung des § 249e des 
Arbeitsförderungsgesetzes ist auf den 30. Juni 1992 befristet. 

Der Antrag der Fraktion der SPD sieht vor, Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen zumindest in dem Umfang wie 1991 anzubieten, 
deren Ausgestaltung jedoch zu verändern (höhere Mittelbereit- 
stellung, Vollzeit-ABM mit mindestens einjähriger Laufzeit, 
30 Prozent Sachmittelzuschüsse, Erhöhung des Regelentgeltes 
auf 90 Prozent, Erhöhung des Frauenanteils bei ABM). Die 
erweiterte Altersübergangsgeldregelung soll bis zum 31. De- 
zember 1992 verlängert werden. Durch Erhöhung des Kurz- 
arbeitergeldes auf 90 Prozent des um gesetzliche Abzüge ver- 
minderten Arbeitsentgeltes im Falle der Teilnahme an einer 
Maßnahme zur beruflichen Fortbildung und Umschulung soll 
ein Anreiz zur Weiterbildung geschaffen werden. 


B, Lösung 

a) Ablehnung des Gesetzentwurfs 

Die Zahlung eines Festbetrages als Unterhaltsgeld würde einen 
Bruch der bisherigen Systematik der Lohnersatzleistungen 
bedeuten. Die Förderung der Bereitschaft zur Teilnahme an 
Fortbildungsmaßnahmen muß im Rahmen der bisherigen 
Instrumente erfolgen. 

Mehrheit der Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D,P. gegen die Stimmen der Mitglieder der 
Fraktion der SPD bei Abwesenheit der Mitglieder der Gruppe 
der PDS/Linke Liste und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN 

b) Ablehnung des Antrags der Fraktion der SPD 

Die Bundesregierung verlängert die Regelung über die Gewäh- 
rung von Altersübergangsgeld schon an 55jährige angesichts 
der Anzahl der von ihrem Auslaufen zum 30. Juni 1992 Betrof- 
fenen auf dem Verordnungswege bis zum 31. Dezember 
1992. 

Annahme des während der Beratungen von den Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. zum Antrag der Fraktion der SPD einge- 
brachten Entschließungsantrags, der Deutsche Bundestag möge 
die Entscheidung der Bundesregierung, die erweiterte Alters- 
übergangsgeldregelung letztmalig bis zum 31. Dezember 1992 
verlängern, begrüßen. 

Die neben dem Altersübergangsgeld angesprochenen Pro- 
bleme sollen vorrangig über die Schaffung neuer, dauerhafter 
Arbeitsplätze durch Einsatz wirtschaftspolitischer Maßnahmen 
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wie regionale Wirtschaftsfördemngspläne, Vereinfachung von 
Genehmigungsverfahren, Investitionszulagen, Schaffung von 
Regelungen über die Gewährung von Investitionskrediten und 
die möglichst günstige Abgabe bundeseigener Liegenschaften 
erfolgen. Eine mögliche Neugestaltung der ABM-Regelungen 
soll der zu erwartenden AFG-Novelle Vorbehalten bleiben. 

Mehrheit der Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P, gegen die Stimmen der Mitglieder der 
Fraktion der SPD und der Gruppe der PDS/Linke Liste bei 
Abwesenheit des Mitglieds der Gruppe BÜNDNIS 90/DlE 
GRÜNEN 


C. Alternativen 

a) Festlegung des Unterhaltsgeldes auf 800 DM 
oder 

Erhöhung der Prozentsätze des § 44 Abs. 2 Arbeitsförderungs- 
gesetz zur Bestimmung des Unterhaltsgeldbetrages in Abhän- 
gigkeit zum entfallenden Arbeitsentgelts. 

b) Annahme des Antrags 
Keine neuen Maßnahmen 


D. Kosten 

a) Die im Zusammenhang mit der Gewährung eines Mindestun- 
terhaltsgeldes anfallenden Kosten würden zu Mehrausgaben in 
einer Größenordnung von 35 bis 40 Millionen DM führen. 

b) Die Verlängerung der Altersübergangsgeldregelimg belastet 
den Bundeshaushalt mit insgesamt rd. 1,2 Mrd. DM. Diese 
Ausgaben verteilen sich auf die Jahre 1995 bis 1997. In diesem 
Zeitraum werden die Länderhaushalte durch nicht näher bezif- 
ferbare Einsparungen bei der Sozialhilfe entlastet. Der Bundes- 
anstalt für Arbeit entstehen Kosten für das Altersübergangsgeld 
in den Jahren 1992 bis 1995, die bis auf ca. 100 Mio. DM durch 
die entsprechenden Einsparungen beim Arbeitslosengeld auf- 
gefangen werden. 

Die Kosten bei Annahme des Antrages der Fraktion der SPD im 
übrigen wurden nicht ermittelt. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

a) den Gesetzentwurf des Bundesrates — Drucksache 12/1985 — 
abzulehnen, 

b) den Antrag der Abgeordneten Gerd Andres, Hans Büttner 
(Ingolstadt), Konrad Gilges, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD — Drucksache 12/2212 — abzulehnen 
sowie 

c) folgende Entschließung anzunehmen: 

„Der Deutsche Bundestag begrüßt die Entscheidung des Bun- 
desministers für Arbeit und Sozialordnung im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Finanzen und dem Bundesminister 
für Wirtschaft, das Altersübergangsgeld nach § 249e des 
Arbeitsförderungsgesetzes um weitere sechs Monate bis zum 
31. Dezember 1992 zu verlängern. 

Das Altersübergangsgeld hat einen wesentlichen Beitrag zur 
Entlastung des Arbeitsmarktes in den neuen Bundesländern in 
der Übergangsphase von der Plan- zur Sozialen M ^ktwirtschaft 
geleistet. Mehr als einer halben Million älterer Art itnehmer ist 
damit die Möglichkeit eröffnet worden, sozialverträglich in den 
Ruhestand überzuwechseln. 

Mit der erneuten Verlängerung schöpft die Bundesregierung 
die im Einigungsvertrag vorgesehene Ermächtigung voll aus. 
Mit dieser letztmaligen Verlängerung wird der Arbeitsmarkt in 
den neuen Bundesländern voraussichtlich um weitere ca. 50 000 
Personen entlastet und stellt nach Überzeugung des Deutschen 
Bundestages eine sinnvolle Ergänzung der erheblichen arbeits- 
marktpolitischen Maßnahmen in den neuen Bundesländern 
dar. 

Der Deutsche Bundestag ist der Auffassung, daß die ABM- 
Entgeltregelungen weiter fortentwickelt werden, um den 
Wechsel auf den normalen Arbeitsmarkt zu fördern. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt die Bereitschaft der Bundes- 
regierung, die Investitionszulage zu verlängern." 


Bonn, den 24. Juni 1992 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Günther Heyenn Adolf Ostertag 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Adolf Ostertag 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 91. Sitzung am 
7. Mai 1992 den vom Bundesrat eingebrachten Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Ändenmg des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes — Drucksache 12/1985 — sowie den 
Antrag der Abgeordneten Gerd Andres, Hans Büttner 
(Ingolstadt), Konrad Gilges, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD — Drucksache 12/2212 — 
federführend dem Ausschuß für Arbeit und Sozialord- 
nung und zur Mitberatung dem Ausschuß für Wirt- 
schaft, dem Ausschuß für Frauen und Jugend sowie 
dem Haushaltsausscliuß — hinsichtlich des Gesetz- 
entwurfs des Bundesrates auch gemäß § 96 der Ge- 
schäftsordnung — überwiesen. 

Der Haushaltsausschuß hat den Antrag der Fraktion der 
SPD am 21. Mai 1992 und den Gesetzentwurf des Bun- 
desrates am 3. Juni 1992, der Ausschuß für Frauen und 
Jugend beide Vorlagen am 3. Juni 1992 und der Wirt- 
schaftsausschuß am 17. Juni 1992 beraten. Die Aus- 
schüsse haben beide Vorlagen mehrheitlich abgelehnt. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat den 
Gesetzentwurf des Bundesrates in seiner 46. Sitzung 
am 17. Juni 1992 beraten und abgeschlossen. Er hat 
ihn mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der 
Mitglieder der Fraktion der SPD bei Abwesenheit der 
Mitglieder der Gruppe der PDS/Linke Liste und der 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Den Antrag der Fraktion der SPD hat der Ausschuß in 
seiner 46. Sitzung am 17. Juni 1992 und in seiner 
47. Sitzung am 23. Juni 1992 beraten und nach weite- 
rer Beratung in seiner 49. Sitzung am 24. Juni 1992 
abgeschlossen. Dabei haben sich die Mitglieder aller 
Fraktionen dafür ausgesprochen, die erweiterte 
Altersübergangsregelung des § 249 e des Arbeitsför- 
derungsgesetzes bis zum 31. Dezember 1992 zu ver- 
längern. Der Ausschuß hat mit den Stimmen der 
Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
gegen die Stimmen der Mitglieder der Fraktion der 
SPD und der Gruppe der PDS/Linke Liste bei Abwe- 
senheit des Mitglieds der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN den Antrag der Fraktion der SPD abgelehnt 
und dem während der Beratungen zxim Antrag der 
Fraktion der SPD eingebrachten Entschließungsan- 
trag der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. zuge- 
stimmt sowie den ebenfalls während des Beratungs- 
verfahrens eingebrachten Entschließungsantrag der 
Fraktion der SPD, trotz der Verlängerung der Alters- 
übergangsgeldregelung von einer weiteren Kürzung 
anderer AFG -Leistungen abzusehen und erfolgte 
Kürzungen zurückzunehmen, abgelehnt. 


11 . 

Zum wesentlichen Inhalt des Antrags der Fraktion der 
SPD und des Gesetzentwurfs des Bundesrates wird auf 
die jeweilige Begründung der Vorlagen verwiesen. 


a) Die Ablehnung der Unterhaltsgeldregelung im 
Gesetzentwurf des Bundesrates haben die Mitglie- 
der der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. damit 
begründet, daß die Erhöhung des Unterhaltsgeldes 
auf einen Fixbetrag von 800 DM dem Charakter 
des Unterhaltsgeldes als Lohnersatzleistung wi- 
derspreche. Die Anbindung der Höhe des Unter- 
haltsgeldes an das ausfallende Arbeitsentgelt gebe 
Arbeitslosen auch Anreiz, sich weiterhin um eine 
reguläre Erwerbstätigkeit zu bemühen. In den 
übrigen Punkten habe sich der Gesetzentwurf 
erledigt. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD haben ihr 
Bedauern darüber zum Ausdruck gebracht, daß 
der Gesetzentwurf mittlerweile an Aktualität ver- 
loren habe. Die Beibehaltung der besonderen 
Kurzarbeiterregelung des § 63 Abs. 5 Arbeitsför- 
derungsgesetz (DDR) wäre ihrer Auffassung nach 
geeignet gewesen, etlichen Arbeitnehmern den 
Übergang in die Arbeitslosigkeit zu ersparen. 

Für die Erhöhung des Unterhaltsgeldes bei Fortbil- 
dungs- und Umschulungsmaßnahmen bestehe 
weiterhin ein Bedürfnis, da bei der Bemessung des 
Unterhaltsgeldes nach den geltenden Prozentsät- 
zen des § 44 Abs. 2 Arbeitsförderungsgesetz häufig 
die Grenze der Bedürftigkeit unterschritten werde. 
Nur ein ausreichendes Unterhaltsgeld, das auch 
systemkonform durch eine Erhöhung der Prozent- 
sätze des § 44 Abs. 2 Arbeitsförderungs gesetz 
erreicht werden könne, könne die Motivation der 
Betroffenen stärken, ihre Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt durch Fortbildungs- und Umschu- 
lungsmaßnahmen zu verbessern. 

b) Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. haben erklärt, daß sie sich der Konsequen- 
zen eines Auslaufens der erweiterten Altersüber- 
gangsgeldregelung schon zum 30. Juni 1992 
bewußt seien. Deshalb befürworteten sie in ihrem 
Entschließungsantrag die Entscheidung der Bun- 
desregienmg, diese Regelung bis zum 31, Dezem- 
ber 1992 zu verlängern. Zugleich haben sie die 
Bereitschaft der Bundesregienmg begrüßt, die 
Investitionszulage zu verlängern. Damit werde ein 
notwendiger Schritt weg von rein konsumtiven 
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen hin zu einer 
aktiven Wirtschaftspolitik zur Förderung der 
Bereitschaft zu privaten Investitionen gemacht. 

Neben dem Altersübergangsgeld seien auch die 
übrigen Punkte des Antrags der Fraktion der SPD 
abzulehnen, da den arbeitsmarktpolitischen In- 
strumenten „Arbeitsbeschaffungsmaßnahme" und 
„Kurzarbeitergeld" nur eine Überbrückungsfunk- 
tion zukomme. Für die Zukunft gelte es, vorrangig 
wirtschaftspolitische Maßnahmen zu fördern und 
auszubauen, die darauf gerichtet seien, neue 
Arbeitsplätze in zukunftsträchtigen Arbeitsberei- 
chen zu schaffen. 
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Die Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU haben 
insbesondere darauf verwiesen, daß die besondere 
Förderung von Frauen, Jugendlichen und schwer 
vermittelbaren Arbeitslosen über ABM auch wei- 
terhin ein arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt 
bleiben werde. In solchen Fällen sei es gerechtfer- 
tigt, den Zuschuß an die Träger der Maßnahme auf 
90 Prozent oder 100 Prozent des Arbeitsentgeltes 
zu erhöhen. Eine generelle Festlegung des 
Zuschusses auf 90 Prozent des Arbeitsentgeltes 
imd eines Sachmittelzuschusses in Höhe von 
30 Prozent führe jedoch nur zur Aufrechterhaltung 
eines künstlich geschaffenen zweiten Arbeits- 
marktes und sei zugunsten von Investitionen im 
ersten Arbeitsmarkt abzulehnen. 

Sollte neben den wirtschaftspolitischen Maßnah- 
men weiterhin ein umfangreicher Bedarf für über- 
brückende arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 
bestehen, so solle deren bedarfsgerechte und effi- 
ziente Neugestaltung, insbesondere hinsichtlich 
der Laufzeit und des Entgelts, der zu erwartenden 
AFG-Novelle Vorbehalten werden. 

Die Mitglieder der Fraktion der F.D.P. haben betont, 
daß eine Erhöhung des Zuschusses für ABM bei den 
vorhandenen Finanzmitteln nur zur Begünstigung 
weniger führe. Der Besserstellung der ABM- 
Beschäftigten gegenüber den Beziehern von Kurz- 
arbeitergeld, die zugleich an einer Qualifikations- 
maßnahme teilnehmen, sei nicht durch eine Erhö- 
hung des Kurzarbeiterentgelts, sondern durch spar- 
sameren Umgang mit ABM-Mitteln zu begegnen. 
Zu denken sei an eine Verkürzung der Arbeitszeit 
bei ABM auf 30 Stunden für den Regelfall. Damit 
werde auch ein Anreiz für die in einer ABM Beschäf- 
tigten geschaffen, sich weiterhin um die Aufnahme 
eines regulären Beschäftigungsverhältnisses zu 
bemühen. Es solle deshalb entgegen der Forderung 
der Fraktion der SPD von Neueintritten in Vollzeit- 
ABM abgesehen werden, da diese sich wegen der 
Folge einer Verfestigung eines zweiten Arbeits- 
marktes nicht bewährt hätten. Für die Frage der 
Laufzeit von ABM sei zunächst ein Erfahrungsbe- 
richt über die halbjährigen ABM in Kombination mit 
Qualifikationsmaßnahmen abzuwarten. 

Auch wenn einer letztmaligen Verlängerung des 
Altersübergangsgeldes zugestimmt werde, so sei 
darauf hinzuweisen, daß eine solche Maßnahme 
keinen Beitrag zur Verbesserung der Arbeits- 
marktstruktur leiste. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD haben sich 
entschieden für die Verlängerung des Altersüber- 
gangsgeldes und dagegen ausgesprochen, diese 
mit weiteren Einschränkungen bei anderen 
arbeitsmarktpolitischen Instrumenten, insbeson- 
dere der Arbeitsbeschaffungs- sowie Fortbildungs- 
und Umschulungsmaßnahmen, zu koppeln. Dies 
verschiebe den Schwerpimkt der Mittelverwen- 
dung weiter in den Bereich der passiven arbeits- 


marktpolitischen Instrumente imd verursache 
neue Arbeitslosigkeit. Deshalb müßten sie den 
Entschließungsantrag der Koalitionsfraktionen ab- 
lehnen. 

Es bestehe weiterhin ein dringendes Bedürfnis 
nach verstärktem Einsatz aktiver arbeitsmarktpoli- 
tischer Maßnahmen. Es sei weiterhin mit einem 
Anstieg der Arbeitslosenzahl in Ostdeutschland zu 
rechnen; die Zahl der Langzeitarbeitslosen steige 
auch in Westdeutschland weiter an. Auch der 
Präsident der Bimdesanstalt für Arbeit habe sein 
Unverständnis über die Kürzung der Mittel für 
ABM in den alten Bundesländern um 560 Mio. DM 
zum Ausdruck gebracht. Auf eine ausgedehnte 
Arbeitsmarktpolitik könne erst verzichtet werden, 
wenn wirtschaftspolitische Maßnahmen zu einer 
Verbesserung der Situation geführt hätten. Bis 
dahin müsse zumindest das Volumen der ABM aus 
dem Jahre 1991 beibehalten werden, um einmal 
geschaffene Beschäftigungsstellen nicht zu gefähr- 
den und neue Arbeitslose aufzufangen. Bei ABM 
mit einjähriger Laufzeit bestehe zumindest eine 
gewisse Chance, daß sich bis zu deren Auslaufen 
der Arbeitsmarkt soweit stabilisiert habe, daß ein 
fließender Übergang in reguläre Beschäftigungs- 
Verhältnisse möglich sei. Eine Mittelkürzung 
werde zum Zusammenbruch der Trägerstrukturen 
der ABM führen. Das arbeitsmarktpolitische 
Instrument ABM könne dann aber auch seiner 
Brückenfunktion hin zu regulären Arbeitsverhält- 
nissen nicht mehr gerecht werden. Eine kontinuier- 
liche imd damit erfolgversprechende Fortführung 
der ABM sei nur möglich, wenn neben dem Haus- 
haltsansatz bei der Bundesanstalt für Arbeit in 
größerem Maße als bisher Mittel im Rahmen des 
Gemeinschafts Werkes Aufschwung Ost bereitge- 
stellt würden. Außerdem bedürfe es zusätzlicher 
Anstrengimgen, um der Frauenarbeitslosigkeit zu 
begegnen, die in den neuen Bundesländern etwa 
doppelt so hoch wie die der Männer sei. 

Mit der Erhöhung des Kurzarbeitergeldes auf 
90 Prozent im Falle einer gleichzeitigen Teilnahme 
an einer Fortbildungsmaßnahme wolle man insbe- 
sondere diejenigen Arbeitnehmer erreichen, die 
durch fünfzig- oder himdertprozentigen Arbeits- 
ausfall besonders hart betroffen seien. Für diese 
und deren Betriebe solle so ein stärkerer Anreiz zu 
Weiterbildungsmaßnahmen geschaffen werden. 

Das Mitglied der Gruppe der PDS/Linke Liste hat 
die Zustimmung zu allen Punkten des Antrags der 
Fraktion der SPD zum Ausdruck gebracht. Jedoch 
sei die späte Behandlung des Antrags zu bedauern, 
da so die von der Altersübergangsgeldregelung 
Betroffenen unzumutbar lange im ungewissen 
gelassen worden seien. Die Berechenbarkeit der 
Arbeitsmarktpolitik sei im übrigen auch für die 
wirtschaftspolitische Entwicklimg von großer Be- 
deutung. 


Bonn, den 24. Juni 1992 


Adolf Ostertag 

Berichterstatter 
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